
BESONDERE BEDINGUNGEN
INHALT
Diese Bedingungen präzisieren und ergänzen gegebenenfalls die den Vertrag regelnden Allgemeinen Bedingungen. Sofern die Besonderen Bedingungen nichts anderes vorsehen, bleiben die Allgemeinen Bedingungen in vollem Umfang anwendbar. Die Nummerierung der Artikel der Besonderen Bedingungen ist nicht fortlaufend, sondern folgt der Nummerierung der Artikel der Allgemeinen Bedingungen. In Ausnahmefällen können mit Genehmigung der zuständigen Kommissionsdienststellen weitere Bedingungen zur Abdeckung spezifischer Situationen aufgenommen werden.
Hinweise zum Ausfüllen dieser Besonderen Bedingungen:
Wenn Text in spitzen Klammern < ... > angegeben ist, tragen Sie die für die Besonderen Bedingungen relevanten Informationen ein.
Sätze in eckigen Klammern [ ] sind nur bei Bedarf einzufügen, grau hinterlegte Absätze sollten nur in Ausnahmefällen geändert werden, je nach den Anforderungen des betreffenden Ausschreibungsverfahrens.
Es ist zu beachten, dass die Besonderen Bedingungen ohne vorherige Genehmigung (Ausnahmeregelung) durch die zuständigen Dienststellen der Europäischen Kommission nicht von den Allgemeinen Bedingungen abweichen dürfen, wenn in den Allgemeinen Bedingungen keine entsprechenden Ausnahmeregelungen vorgesehen sind. Vergessen Sie bitte nicht, in der endgültigen Fassung der Besonderen Bedingungen diesen Absatz sowie alle Klammern zu löschen.
Artikel 2:
Anwendbares Recht
2.1
Für Aufträge, die von der Kommission vergeben werden: Auf den Vertrag findet das EU-Recht Anwendung, welches gegebenenfalls durch die belgische Gesetzgebung ergänzt wird.

Für Aufträge, die dezentral von einem öffentlichen Auftraggeber vergeben werden: Alle nicht durch die Bestimmungen des Vertrags abgedeckten Angelegenheiten werden durch die Gesetzgebung von < Land des öffentlichen Auftraggebers > geregelt.
2.2
Die verwendete Sprache ist Englisch.
Artikel 4
Mitteilungen
[Auf jeglichem Schriftverkehr zu diesem Auftrag zwischen dem öffentlichen Auftraggeber und/oder dem Projektmanager einerseits und dem Auftragnehmer andererseits müssen die Vertragsbezeichnung und die Identifikationsnummer angegeben sein und der Versand muss per Post, Telefax, E-Mail oder persönliche Übergabe erfolgen.
< Geben Sie hier die Ansprechpartner, die Anschriften der Parteien und ihre anderen koordinierenden Stellen an. >]
Artikel 6
Vergabe von Unteraufträgen
[Nur EEF und sofern die Vergabe von Unteraufträgen zulässig ist: Bei der Auswahl von Unterauftragnehmern sind natürliche Personen, Unternehmen oder Firmen der AKP-Staaten vom Auftragnehmer zu bevorzugen, die in der Lage sind, die geforderten Aufgaben zu vergleichbaren Bedingungen auszuführen.]
Artikel 7
Überlassung von Unterlagen
< Geben Sie hier die bereitzustellenden Dokumente und Zeichnungen sowie gegebenenfalls das vom öffentlichen Auftraggeber und vom Projektmanager verwendete Verfahren an. >
Artikel 8
Unterstützung hinsichtlich der örtlichen Vorschriften
< Geben Sie die Verfahren für die Beschaffung von Genehmigungen, Visa, Zulassungen oder Lizenzen oder zumindest die relevanten Referenztexte (sofern erforderlich) an. >
Artikel 9
Verpflichtungen des Auftragnehmers
9.6
Der Auftragnehmer muss die notwendigen Maßnahmen ergreifen, um die Sichtbarkeit der Finanzierung bzw. Kofinanzierung der Europäischen Union zu gewährleisten. Diese Maßnahmen müssen den Vorschriften des von der Europäischen Kommission veröffentlichten Handbuchs für Kommunikation und Sichtbarkeit bei EU-Außenmaßnahmen entsprechen: http://ec.europa.eu/europeaid/work/visibility/index_en.htm.
Artikel 10
Ursprung
10.1
[HAUSHALTSPLAN: Der Warenursprung ist gemäß dem Zollkodex der Gemeinschaften oder gemäß internationalen Übereinkünften zu bestimmen, die das betreffende Land unterzeichnet hat.]
[EEF: Alle erworbenen Waren und Materialien müssen Ursprungserzeugnisse eines Mitgliedstaats der Europäischen Union und/oder eines AKP-Staats sein. In diesem Zusammenhang bestimmt sich der Begriff „Erzeugnisse mit Ursprung in“ oder „Ursprungserzeugnisse“ nach den einschlägigen internationalen Übereinkünften, insbesondere Protokoll 1 in Anhang V des AKP-EU-Partnerschaftsabkommens; zu den Erzeugnissen mit Ursprung in der EU gehören auch Erzeugnisse mit Ursprung in den überseeischen Ländern und Gebieten.]
< Geben Sie etwaige eingeräumte Ausnahmeregelungen zu den Ursprungsregeln an. >
Artikel 11
Erfüllungsgarantie (Liefergarantie)
[Die Erfüllungsgarantie beläuft sich auf <Prozentwert zwischen 5 % und 10 % einfügen> des Auftragswerts und den anteiligen Betrag in Bezug auf den Kundendienst einschließlich des Betrags etwaiger Zusatzaufträge.]
Für Beträge bis maximal 150 000 EUR können die zuständigen Dienststellen der Kommission anhand objektiver Kriterien wie Auftragsart und ‑wert entscheiden, keine derartige Garantie zu verlangen.
Artikel 12
Versicherungen
< Geben Sie gegebenenfalls spezielle Warentransportversicherungen oder andere benötigte Versicherungen an. >
Artikel 13
Programm für die Durchführung der Arbeiten (Zeitplan)
< Geben Sie die speziellen Anforderungen des Programms für die Durchführung der Arbeiten mit Terminen und Fristen an. >
Artikel 14
Zeichnungen des Auftragnehmers
< Geben Sie die vom Auftragnehmer anzufordernden Zeichnungen und Probestücke, die Verfahren für ihre Genehmigung sowie die Anforderungen an die Anleitungen an. >
Artikel 15
Angebotspreise
< Geben Sie ergänzende Bestimmungen zu Artikel 15 der Allgemeinen Bedingungen an, einschließlich einer Formel zur Preisanpassung (sofern anwendbar). >
Artikel 16
Steuer- und Zollregelungen
[HAUSHALTSPLAN: 
Für die vor Ort hergestellten Waren sind alle auf ihre Herstellung bezogenen intern erhobenen Abgaben, einschließlich der Mehrwertsteuer, nicht einzubeziehen.
Für die in das Land des öffentlichen Auftraggebers einzuführenden Waren sind alle für ihre Einfuhr geltenden Zölle und Steuern, einschließlich der Mehrwertsteuer, nicht einzubeziehen.
Unabhängig vom Ursprung der Waren ist der Auftrag von Stempel- und Eintragungssteuern befreit.]
[EEF: Die Bestimmungen, welche die Steuer- und Zollregelungen betreffen, sind in Anhang VI des Vertrags festgehalten.]
Artikel 17
Patente und Lizenzen
< Geben Sie an, ob eine Abweichung von Artikel 17 der Allgemeinen Bedingungen besteht. >
Artikel 18
Anordnung des Beginns
18.1
< Geben Sie das Datum an, an dem mit den Arbeiten begonnen werden soll. >
Artikel 19
Durchführungszeitraum der Aufgaben
19.1
< Geben Sie den Durchführungszeitraum bzw. die Durchführungszeiträume der Aufgaben in Kalendertagen gemäß dem im vorherigen Artikel festgelegten Datum an. >
Artikel 22
Änderungen
Der öffentliche Auftraggeber behält sich das Recht vor, die für [das/die Los(e)/Artikel des/der Lose(s)] Nr. [........] zum Zeitpunkt der Auftragsvergabe und während der Laufzeit des Auftrags angegebenen Mengen in einem Bereich von +/-100 % zu ändern. Der Gesamtwert der Lieferungen darf infolge der Mengenänderung nicht um mehr als 25 % des Angebotspreises steigen oder sinken. Die im Angebot angegebenen Einheitspreise gelten für die im Rahmen der Mengenänderung bezogenen Mengen.
Artikel 24
Qualität der Lieferungen

< Geben Sie hier an, ob eine vorherige technische Abnahme erforderlich ist. >
Artikel 25
Kontrolle und Prüfung
< Geben Sie den Ort der Prüfung und die zu prüfenden Waren gemäß Artikel 25 der Allgemeinen Bedingungen sowie die praktischen Vorkehrungen für die Prüfung an. >
Artikel 26
Zahlungsmodalitäten
26.1
Die Zahlungen erfolgen für zentral verwaltete Aufträge in < Euro > bzw. für dezentral verwaltete Aufträge in < Euro oder der Landeswährung >.

< Geben Sie die verwaltungsmäßigen oder technischen Bedingungen an, unter denen Vorfinanzierungen, Zwischenzahlungen und/oder Abschlusszahlungen gewährt werden. >
Die Zahlungen sind durch < Anschrift des zuständigen Referats oder andere relevante Informationen angeben > zu genehmigen und durchzuführen.
[Bei Verfahren mit dezentraler Verwaltung und Ex-ante-Kontrolle und bei der Vorlage der Rechnungen bei den Behörden des Landes des öffentlichen Auftraggebers muss der Auftragnehmer die Europäische Kommission unter < Anschrift des zuständigen Referats angeben, sofern diese Möglichkeit verwendet wird > in Form einer Kopie des Schriftverkehrs davon in Kenntnis setzen.]

Um Zahlungen zu erhalten, muss der Auftragnehmer der in Artikel 26 Absatz 1 oben angegebenen Behörde folgende Unterlagen übermitteln:
a)
Möglichkeit 1
[Für die Vorfinanzierung über 60 % zusätzlich zum Zahlungsantrag die Erfüllungsgarantie. Wenn eine Vorfinanzierungszahlung beantragt wird, die 150 000 EUR übersteigt, oder wenn für die Auswahlkriterien keine Belege bereitgestellt wurden, muss der Auftragnehmer eine Sicherheitsleistung über die gesamte Höhe der Vorfinanzierungszahlung vorlegen.]
Möglichkeit 2

Handelt es sich bei dem Auftragnehmer um eine öffentliche Einrichtung und wurde aufgrund einer Risikobewertung auf die Verpflichtung zu einer Sicherheitsleistung für die Vorfinanzierung verzichtet:
[Für die Vorfinanzierung über 60 % zusätzlich zum Zahlungsantrag die Erfüllungsgarantie.]
b)
Für die Restzahlung über 40 % die Rechnung(en) [in dreifacher Ausfertigung] nach der vorläufigen Abnahme der Lieferungen.
26.3
[Nur EEF: Abweichend sind die geschuldeten Beträge innerhalb einer Frist von höchstens 90 Tagen zu zahlen.]
26.4
[Nur EEF: Abweichend soll die Frist 90 Tage betragen.]
26.9
< Geben Sie an, ob der Vertrag eine Preisanpassungsklausel enthält. Diese Klausel ist von den zuständigen Dienststellen der Europäischen Kommission in Übereinstimmung mit ihren internen Verfahren zu verfassen. >
Artikel 28
Zahlungsverzug
28.1
[Nur EEF: Abweichend sind die geschuldeten Beträge innerhalb einer Frist von höchstens 90 Tagen zu zahlen.]
Bei zentraler Verwaltung vorgeschrieben.
28.2
[Abweichend von Artikel 28 Absatz 2 der Allgemeinen Bedingungen erhält der Auftragnehmer nach Ablauf der in Artikel 28 Absatz 1 genannten Zahlungsfrist Verzugszinsen:
-
zum Rediskontsatz des ausgebenden Instituts des Landes des öffentlichen Auftraggebers, wenn die Zahlungen in der Landeswährung erfolgen;
-
in Höhe des Zinssatzes, der von der Europäischen Zentralbank für ihre Hauptrefinanzierungstransaktionen in Euro verwendet wird (wie im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht), wenn Zahlungen in Euro erfolgen;
zum ersten Tag des Monats, in dem die Frist abgelaufen ist, zuzüglich sieben Prozentpunkten. Die Verzugszinsen fallen für die Zeit zwischen der Zahlungsfrist und dem Datum, an dem das Konto des öffentlichen Auftraggebers belastet wird, an. Betragen die gemäß dieser Bestimmung berechneten Zinsen höchstens 200 EUR, werden sie ausnahmsweise erst dann an den Auftragnehmer gezahlt, wenn innerhalb von zwei Monaten nach einem Zahlungsverzug schriftlich darum ersucht wird. Die Mitgliedstaaten haben keinen Anspruch auf Verzugszinsen.]
Artikel 26
Zustellung
29.1
Der Auftragnehmer trägt alle Risiken für die Waren bis zur vorläufigen Abnahme am Bestimmungsort. Die Lieferungen sind so zu verpacken, dass während ihrer Beförderung zu dem Bestimmungsort eine Beschädigung oder Wertminderung verhindert wird.
29.2
< Geben Sie besondere Anforderungen an die Verpackung an. >
29.3
[Das Verpackungsmaterial geht in das Eigentum des Empfängers über, wobei der Schutz der Umwelt zu beachten ist.]
Oder
[Das Verpackungsmaterial bleibt Eigentum des Auftragnehmers, wobei der Schutz der Umwelt zu beachten ist.]
29.5/6
< Geben Sie die Anforderungen an die Begleitdokumente zu jeder Lieferung und die Kennzeichnungen auf der Verpackung an. >
Artikel 31
Vorläufige Abnahme
Die Bescheinigung über die vorläufige Abnahme ist unter Verwendung der in Anhang C11 angegebenen Vorlage auszustellen. < Geben Sie die Vorkehrungen für die vorläufige Abnahme im Detail an. >
Artikel 32
Gewährleistung
Der Auftragnehmer gewährleistet, dass es sich bei den Lieferungen um neue und ungebrauchte Waren in neuester Ausführung handelt, bei denen die neuesten Verbesserungen hinsichtlich Entwurf und Material berücksichtigt wurden. Der Auftragnehmer gewährleistet ferner, dass bei allen Lieferungen kein Mangel aufgrund des Entwurfs, des Materials oder der Ausführung auftritt. Diese Gewährleistung gilt für einen Zeitraum von < Zeitraum angeben, höchstens ein Jahr > nach der vorläufigen Abnahme.
< Geben Sie alle weiteren Gewährleistungspflichten an, z. B. Herstellergarantie. >
Artikel 33
Kundendienst
< Geben Sie Einzelheiten zum Kundendienst an, der vom Auftragnehmer zu leisten ist, sowie den Anteil der Erfüllungsgarantie, der dieser Leistung zugerechnet wird. >
Artikel 40
Regelung von Streitigkeiten
Für zentral verwaltete Aufträge:
40.1
[Sämtliche aus diesem Vertrag hervorgehende oder mit ihm in Verbindung stehende Streitigkeiten, die nicht gütlich beigelegt werden können, werden an die ausschließliche Gerichtsbarkeit der Gerichte von Brüssel (Belgien) verwiesen.]
Für dezentral verwaltete Aufträge:
[HAUSHALTSPLAN:
ENTWEDER
40.1
[Sämtliche aus diesem Vertrag hervorgehende oder mit ihm in Verbindung stehende Streitigkeiten, die nicht anderweitig beigelegt werden können, werden an die ausschließliche Gerichtsbarkeit von < angeben > verwiesen, und dort findet die nationale Gesetzgebung des öffentlichen Auftraggebers Anwendung.
ODER
40.1
Sämtliche aus diesem Vertrag hervorgehende oder mit ihm in Verbindung stehende Streitigkeiten, die nicht anderweitig beigelegt werden können, werden an die Schiedsgerichtsbarkeit von < Schiedsstelle angeben > verwiesen, wo die Schiedsverfahren [der Internationalen Handelskammer/der UN-Kommission für Internationales Handelsrecht/< eines sonstigen international anerkannten und anzugebenden Verfahrens > angewandt werden.]]
[EEF:
[Sämtliche aus diesem Vertrag hervorgehende oder mit ihm in Verbindung stehende Streitigkeiten, die nicht anderweitig beigelegt werden können, sind:
a) im Falle eines nationalen Vertrags gemäß der nationalen Gesetzgebung des Landes des öffentlichen Auftraggebers beizulegen; und
b) im Falle eines internationalen Vertrags entweder:
(i) gemäß der nationalen Gesetzgebung des Empfängerlandes oder dessen internationaler Praxis, sofern die Vertragsparteien dies vereinbaren; oder
(ii) mittels eines aus dem Europäischen Entwicklungsfonds finanzierten Schiedsverfahrens gemäß der Schlichtungs- und Schiedsordnung für vom Europäischen Entwicklungsfonds finanzierte Aufträge, die mit dem Beschluss Nr. 3/90 des AKP-EWG-Ministerrats vom 29. März 1990 verabschiedet wurde (Amtsblatt L 382 vom 31.12.1990) (siehe Anhang A12 zum Handbuch für Vergabeverfahren im Rahmen von EG-Außenmaßnahmen), beizulegen.]
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